Deutscher Bundestag

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

20. Wahlperiode

Ausschussdrucksache 20(11)268 25. November 2022

Schriftliche Stellungnahme
Kiinstlersozialkasse

zur Offentlichen Anhorung von Sachverstdndigen in Berlin am 28. November 2022 zum

Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer
Gesetze

20/3900

Siehe Anlage

25. November 2022



)

KUNSTLER
SOZIALKASSE

Wilhelmshaven, den 24.11.2022

Stellungnahme zum

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Anderung des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze (BT-Drucksache 20/3900)
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32. Sitzung des Ausschusses fiir Arbeit und Soziales
im Deutschen Bundestag am 28.11.2022

Mit der Kinstlersozialversicherung erhalten selbstadndige Kinstler:innen und Publizist:innen den
Schutz der gesetzlichen Renten- und Krankenversicherung sowie der sozialen Pflegeversiche-
rung. Die Kunstlersozialversicherung wird solidarisch von Versicherten, den Verwertern kiinstle-
rischer Leistungen und dem Bund getragen. Die Versicherten zahlen wie Arbeitnehmer nur den
halben Beitrag. Die zweite Beitragshalfte wird Gber die Kuinstlersozialabgabe (30%) und einen
Bundeszuschuss (20%) finanziert.

Die Hohe der Beitrage zur Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung berechnet die KSK nach
dem voraussichtlichen Arbeitseinkommen aus der selbstandigen kiunstlerischen oder publizisti-
schen Tatigkeit sowie den allgemein geltenden Beitragssatzen. Elementare Voraussetzung fur die
Klnstlersozialversicherung ist eine nicht nur gelegentliche selbstandige kinstlerische oder publi-
zistische Tatigkeit und die Erzielung eines Arbeitseinkommens von mehr als 3.900 € im Jahr.

Am 01.01.2022 waren 194.473 selbstandige Kiinstler:innen und Publizist:innen nach dem KSVG
versichert. Das Durchschnittseinkommen der nach dem KSVG Versicherten in den Bereichen Bil-
dende Kunst, Musik, Darstellende Kunst und Wort lag zum 01.01.2022 bei 18.482 Euro und damit
wieder auf dem Niveau vor dem Beginn der Corona-Pandemie.

Infolge der Coronavirus-Pandemie hat sich die Kuinstlersozialversicherung als besonders wichtiges
und stabilisierendes Element fur die besonders von den Einschrankungen betroffenen Kultur- und
Kreativschaffenden erwiesen.

Mit Artikel 17 des 8. SGB IV-Anderungsgesetz sind verschiedene Anderungen im Kiinstler-
sozialversicherungsgesetz (KSVG) vorgesehen, zu denen im Folgenden Stellung genommen
wird.

Artikel 17 — Anderung des Kiinstlersozialversicherungsgesetzes

1. § 5 Absatz 1 Nummer 5 KSVG wird wie folgt gefasst:

In der gesetzlichen Krankenversicherung ist nach diesem Gesetz versiche-
rungsfrei, wer...



,9. als wirtschaftliche Haupttatigkeit eine nicht unter § 2 fallende selbstan-
dige Tatigkeit erwerbsmallig ausubt, es sei denn, diese ist geringflugig im
Sinne des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch.”

Die bisherige Fassung des § 5 Absatz 1 Nummer 5 KSVG erlaubt den nach dem KSVG Ver-
sicherten lediglich einen Hinzuverdienst bis zur Geringflgigkeitsgrenze nach § 8 SGB IV.
Liegt das Arbeitseinkommen aus einer nichtklinstlerischen selbstandigen Tatigkeit darlber,
tritt Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Krankenversicherung ein.

Im Zuge der Corona-Pandemie zeigte sich, dass diese Regelung nicht nur dort problema-
tisch ist, wo Versicherte Uber Uberdurchschnittliche, hdhere Einkommen aus kunstlerischer
Tatigkeit verfligen. Weil die Auslibung einer kinstlerischen Téatigkeit infolge pandemiebe-
dingter Einschrankungen oft gar nicht oder nur stark eingeschrankt moglich war und demzu-
folge primare Einnahmen ausfielen, waren die Betroffenen vielfach gezwungen, andere Ein-
nahmequellen zu erschlielen, um lhren Lebensunterhalt bestreiten zu kénnen. Mit der vo-
ribergehenden und bis zum Ende diesen Jahres befristeten Regelung in § 53 KSVG, wurde
den Betroffenen deswegen ermdglicht einen erhéhten Zuverdienst von bis zu 1.300 Euro im
Monat aus einer selbstandigen nicht-klinstlerischen Téatigkeit zu erzielen, ohne dass der Ver-
sicherungsschutz in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung nach dem KSVG
entfallt.

Weil sich diese Regelung bewahrt hat, soll sie nicht aufgegeben sondern in angepasster
Form fortgefiihrt werden. Eine unveranderte Fortfiihrung der aktuellen Regelung kénnte dazu
fuhren, dass die Versicherungspflicht nach dem KSVG auch dann fortzusetzen ware, wenn
die Einkommen aus selbstandiger kinstlerischer Arbeit dauerhaft nicht mehr das primare,
uberwiegende Einkommen ware. Dies entsprache jedoch nicht mehr der gesetzlichen Ziel-
richtung.

Die Versicherungspflicht soll kinftig bestehen bleiben, wenn das Einkommen aus der versi-
cherungspflichtigen Tatigkeit wirtschaftlich Gberwiegt. Die Vorschrift &hnelt damit der Rege-
lung fur einen Nebentatigkeit in abhangiger Beschaftigung, ohne allerdings auf die Hauptbe-
ruflichkeit abzustellen, fir die auch die zeitliche Dimension der Berufsausiubung von Bedeu-
tung ist. Die Berlcksichtigung des zeitlichen Umfanges einer Tatigkeit ware fir die Betroffe-
nen und die Kinstlersozialkasse mit einem UbermaRigen burokratischen Umsetzungsauf-
wand verbunden. Die vorliegende Regelung schafft insoweit Klarheit. Eine selbstandige
nicht-kinstlerische Tatigkeit stellt nach der neuen Fassung die wirtschaftliche Haupttatigkeit
dar, wenn nach einer vorausschauenden Betrachtungsweise das voraussichtliche Arbeits-
einkommen hieraus das voraussichtliche Arbeitseinkommen aus der selbstandigen kinstleri-
schen oder publizistischen Tatigkeit Uberwiegt.

Die Kinstlersozialkasse begriiit diese Regelung, mit der einer sich wandelnden Arbeitswelt,
in der Mehrfachtatigkeiten eine zunehmende Bedeutung gewinnen, angemessen begegnet
wird. Es wird erwartet, dass der damit erweiterte Gestaltungsraum von den nach dem KSVG
Versicherten genutzt wird und selbstindige Nebentétigkeiten in der Verwaltungspraxis eine
deutlich grélRere Rolle spielen werden, als dies bisher der Fall war. Dies wird bei der Kinst-
lersozialkasse in mehreren unterschiedlichen Geschaftsprozessen zu nicht unerheblichen
Mehraufwanden im Gesetzesvollzug flhren.

2. § 6 Absatz 2 KSVG wird wie folgt geandert:
a) Dem Wortlaut werden die folgenden Satze vorangestellt:

,Die Befreiung von der Krankenversicherungspflicht nach Absatz 1 endet
drei Jahre nach Ablauf der in § 3 Absatz 2 genannten Frist mit Ablauf des



nachstfolgenden 31. Marz. Sofern innerhalb der Frist nach Satz 1 ein An-
trag auf Befreiung nach § 7 gestellt wird, wirkt diese ab dem Zeitpunkt des
Ablaufs der in Satz 1 genannten Frist *

b) In dem neuen Satz 4 werden nach dem Wort ,beginnt* die Worter ,in diesem Fall*
eingefugt.

Bei erstmaliger Aufnahme einer selbstandigen klnstlerischen oder publizistischen Tatigkeit
kénnen sich Berufsanfanger:innen von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-
und Pflegeversicherung befreien zu lassen. Bis zum Ende der Berufsanfangerzeit von drei
Jahren kann die Befreiung widerrufen werden. Angesichts der relativ geringen Durch-
schnittseinkommen der nach dem KSVG Versicherten hat sich die Dreijahresfrist fur die Be-
troffenen als zu kurz erwiesen, um zuverlassig eine abschlielende Entscheidung treffen zu
kénnen, die gerade in spateren Lebensabschnitten zu grofen wirtschaftlichen Belastungen
fUhren kann.

Mit der Regelung wird der Zeitraum, in dem sich die Voraussetzungen fur eine Befreiung von
der Versicherungspflicht wegen des Uberschreitens der Versicherungspflichtgrenze gemaR §
7 KSVG entwickeln kdnnen um drei Jahre verlangert. Werden die Voraussetzungen des § 7
KSVG innerhalb dieses Zeitraums erreicht, schlief3t sich die Befreiung nach § 7 KSVG unter-
brechungsfrei an die Befreiung nach § 6 KSVG an. Anderenfalls werden die Versicherten
aufgrund des erhdhten Schutzbedurfnisses als Pflichtversicherte in die gesetzliche Kranken-
und Pflegeversicherung aufgenommen. Dies geschieht bei Widerruf innerhalb der Berufsan-
fangerzeit weiterhin nach deren Ablauf.

Die Kiinstlersozialkasse begriit diese Anderung des § 6 Abs. 2 KSVG.

3. In § 10 Absatz 1 Satz 1 KSVG wird die Angabe ,§ 7“ durch die Angabe ,§ 6 oder §
7“ ersetzt.

4, In § 10a Absatz 1 Satz 1 KSVG wird die Angabe ,§ 7“ durch die Angabe ,§ 6 oder §
7“ ersetzt.

Die Erganzungen in §§ 10 und 10a KSVG regeln den Beitragszuschuss zur freiwilligen gesetz-
lichen Krankenversicherung. Selbstandige Kunstler:innen, sowie Publizist:innen, die sich ge-
maf § 6 von der Krankenversicherungspflicht hatten befreien lassen und zu einem spateren
Zeitpunkt wieder als freiwillig Versicherte der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung
angehoren, konnten bislang keinen Beitragszuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung
geman §§ 10 und 10a KSVG beantragen.

Die Kiinstlersozialkasse begrifit diese Erganzung, weil die insoweit Betroffenen nunmehr den
Versicherten bei privaten Krankenversicherungsunternehmen und Zuschussempfangern nach
§ 7 gleichgestellt werden. Es wird erwartet, dass sich die Zahl der Zuschussempfanger (fur
eine freiwillige gesetzliche Krankenversicherung) geringfligig um bis zu rund 300 Personen
erhoht.

5. § 12 Absatz 3 Satz 2 KSVG wird wie folgt gefasst:

.Satz 1 gilt entsprechend, wenn das Jahreseinkommen geschatzt worden
ist; Versicherte haben ihrer Meldung__ in diesen Fallen vorhandene Unterla-
gen beizuflgen, aus denen sich die Anderung der Verhaltnisse ergibt.”



Die Erganzung der bereits bestehenden Vorschrift erweitert die Prifmdglichkeiten der Kiinst-
lersozialkasse gegenuber Versicherten, die ihren Meldepflichten nach dem KSVG nicht ord-
nungsgemal nachkommen. Die neue Regelung korrespondiert mit der Regelung in § 12
Abs. 1 Satz 3 KSVG und verfolgt den Zweck, die Korrekturmeldung zu verifizieren.

In den Fallen, in denen plausible Unterlagen vorgelegt werden kénnen, flhrt dies zu einer
Verfahrensvereinfachung. Anderenfalls ermittelt die KSK die Umstéande des Einzelfalls und
entscheidet nach pflichtgemalem Ermessen.

Die Kinstlersozialkasse begriiftt die Ergdnzung der bestehenden Vorschrift und geht davon
aus, dass sie zu einem Mehr an Rechtsklarheit und zur Verfahrensvereinfachung beitragt.

6. § 13 KSVG wird wie folgt geandert:

a) Die Satze 1 und 2 werden Absatz 1 und in Satz 2 werden die Woérter ,in den
vergangenen vier Kalenderjahren® durch die Wérter ,im Zeitraum von bis zu
sechs vorangegangenen Kalenderjahren® ersetzt.

b) Die Satze 3 und 4 werden Absatz 2 und die folgenden Satze werden angefugt:

,Die nach § 35 geregelten Befugnisse der Kunstlersozialkasse zu anlass-
bezogenen Prifungen bleiben davon unberihrt. Hat die Kiinstlersozialkas-
se bei einer Prifung festgestellt, dass das Arbeitseinkommen von Versi-
cherten im Prufzeitraum die in § 3 Absatz 1 genannte Grenze nicht Uber-
stiegen hat, oder bestehen konkrete Anhaltspunkte, dass das Arbeitsein-
kommen zuklnftig diese Grenze nicht Ubersteigt, kann sie jahrlich wieder-
kehrend Unterlagen Uber das Arbeitseinkommen anfordern. Die Kiinstler-
sozialkasse kann anlasslich einer Prifung bei Versicherten personenbezo-
gene Daten nach § 31 Absatz 2 der Abgabenordnung bei den Finanzbe-
hérden anfordern.*

Die Regelung geht zuriick auf einen Beschluss des Rechnungsprifungsausschusses des
Deutschen Bundestages nach einem Vorschlag des Bundesrechnungshofes, die Prifbefug-
nisse der Kinstlersozialkasse zu erganzen.

Wird bei Prifungen festgestellt, dass Versicherte die Einkommensgrenze nach § 3 Absatz 1
KSVG im Uberpriften Zeitraum nicht erreicht haben, erhalt die Kiinstlersozialkasse die Be-
fugnis, auch fur die Zukunft Einkommensnachweise der Versicherten anzufordern, um die
Voraussetzungen einer moglichen Versicherungsfreiheit nach § 3 Absatz 1 KSVG zu be-
obachten. Dies soll unabhangig von der Stichprobenprufung gemal Absatz 2 Satz 2 (n.F.)
geschehen. Entsprechendes gilt kiinftig, wenn konkrete Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass
das Arbeitseinkommen eines Versicherten die in § 3 Absatz 1 KSVG genannte Grenze un-
terschreiten wird.

Erganzt wird die Regelung durch eine Klarstellung zur Verpflichtung der Finanzbehdrden zur
Mitteilung personenbezogener Daten an die Kiinstlersozialkasse gemal § 31 Absatz 2 der
Abgabenordnung.

Die Kiinstlersozialkasse begrifit diese Regelung, mit der dem Risiko einer fortlaufenden
Versicherungspflicht, ohne Vorliegen der Grundvoraussetzungen begegnet werden kann.
Aufgrund der besonderen Arbeits- und Lebensverhaltnisse der nach dem KSVG Versicher-
ten und der haufig damit verbundenen starken Einkommensschwankungen ergeben sich
hieraus nicht unerheblichen Mehraufwande im Verwaltungsvollzug.



7. § 18 KSVG wird wie folgt gefasst:

,(1) Fur die Erhebung eines Sdumniszuschlags auf rickstandige Beitrags-
anteile der Versicherten gilt § 24 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
entsprechend. (2) Sdumniszuschlage auf rlickstandige Beitragsanteile so-
wie Zinsen, die wegen der Stundung von Beitragsanteilen erhoben werden,
gehoren zum Vermogen der Kunstlersozialkasse.*

Anspruchsglaubiger der Beitragsforderungen zur Kunstlersozialversicherung ist die Kunstler-
sozialkasse, die zugleich Anspruchsschuldnerin der Deutschen Rentenversicherung Bund und
des Gesundheitsfonds ist. Die Zuordnung von Sdumniszuschlagen war bereits zuvor zuguns-
ten der KSK gesetzlich geregelt, nicht aber die Zuordnung von Zinsen. Die Anderung stellt
nunmehr klar, dass neben Saumniszuschlagen auf rickstandige Beitragsanteile auch Stun-
dungszinsen zum Vermdgen der Kinstlersozialkasse gehdéren, die bei der Stundung von Bei-
tragsanteilen nach § 76 Absatz 2 SGB IV in Verbindung mit § 36a KSVG bei den Versicherten
erhoben werden.

Die KSK begrufdt diese Klarstellung.

8. § 24 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 wird jeweils die Angabe ,Absatz 2“ durch die Wor-
ter ,Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 ersetzt.

b) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.
c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
»(2) Zur Kunstlersozialabgabe sind auch Unternehmer verpflichtet,

1. die fur Zwecke ihres eigenen Unternehmens Werbung oder Offentlich-
keitsarbeit betreiben und hierbei selbstandige Klnstler oder Publizisten
beauftragen oder

2. die selbstandige Kunstler oder Publizisten beauftragen, um deren Werke
oder Leistungen fir Zwecke ihres Unternehmens zu nutzen, wenn im
Zusammenhang mit dieser Nutzung Einnahmen erzielt werden sollen.

Die Abgabepflicht nach Satz 1 setzt voraus, dass die Summe der Entgelte
nach § 25 fur einen in einem Kalenderjahr erteilten Auftrag oder mehrere in
einem Kalenderjahr erteilte Auftrage 450 Euro Ubersteigt. Eine Abgabe-
pflicht nach Satz 1 besteht in Fallen des Satz 1 Nummer 2 nicht,

1. fir Entgelte, die im Rahmen der Durchfiihrung von Veranstaltungen ge-
zahlt werden, wenn in einem Kalenderjahr nicht mehr als drei Veranstal-
tungen durchgefihrt werden, in denen kinstlerische oder publizistische
Werke oder Leistungen aufgeflihrt oder dargeboten werden sowie

2. fur Musikvereine, soweit flr sie Chorleiter oder Dirigenten regelmafig ta-
tig sind."

d) Absatz 3 wird aufgehoben.

Mit der neuen Fassung des § 24 Abs. 2 werden die Ausnahmeregelungen zur Kunstlersozialab-
gabepflicht zusammengeflhrt und auf diese Weise Ubersichtlicher und verstandlicher geregelt.



Die sogenannten typischen Verwerter sind nunmehr geschlossen Gegenstand des Absatzes 1.
Die Eigenwerbung treibenden Unternehmen sowie die Unternehmen, die kinstlerische Leistun-
gen fur andere unternehmerische Zwecke nutzen, sind Gegenstand des Absatzes 2. Fir diese
Unternehmen wird mit Absatz 2, Satz 2 der sachliche Zusammenhang zur ebenfalls bereits be-
stehenden Bagatellregelung hergestellt. Satz 3 regelt inhaltlich unverandert weitere bereits
bestehende Ausnahmen.

Die KSK begrudt die Neufassung des § 24 Absatz 2. Sie entspricht der bestehenden Praxis der
Klnstlersozialkasse und der DRV-Prifdienste und flhrt zu gréfRerer Rechtsklarheit und —
sicherheit.

9. § 30 KSVG wird wie folgt gefasst:

»(1) Fur die Erhebung eines Sdumniszuschlags auf rickstandige Kinstler-
sozialabgabe und Abgabevorauszahlungen gilt § 24 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch entsprechend.

(2) Sdumniszuschlage auf riickstandige Klinstlersozialabgabe und Abga-
bevorauszahlungen sowie Zinsen, die bei einer Stundung der Kiinstler-
sozialabgabe oder von Abgabevorauszahlungen erhoben werden, geho-
ren zum Vermdgen der Kiinstlersozialkasse.*

Entsprechend zur Anderung des § 18 KSVG (siehe oben, Ziffer 7.) wird mit der ergédnzenden
Anderung des § 30 klargestellt, dass sowohl die Sdumniszuschlage, als auch die Stundungs-
zinsen auf rickstandige Kinstlersozialabgaben zum Vermogen der Kiinstlersozialkasse geho-
ren.

10. In § 45 KSVG werden nach der Angabe ,§ 80“ die Worter ,sowie die §§ 83 bis 86 einge-
fugt und wird das Wort ,gilt“ durch das Wort ,gelten” ersetzt.

Es handelt sich hierbei um eine Klarstellung, dass die erweiterten und aktualisierten Vermo-
gensanlagevorschriften der §§ 83 bis 86 SGB |V entsprechend fir die Kiinstlersozialkasse gel-
ten.

11. § 56a KSVG wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.
b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingeflgt:

»(3) Wer am 1. Januar 2023 gemal § 6 Absatz 1 und 2 in der bis zum 31.
Dezember 2022 geltenden Fassung von der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Krankenversicherung dauerhaft befreit ist, bleibt befreit, so-
fern er nicht innerhalb der in § 6 Absatz 2 Satz 1 geregelten Frist schrift-
lich gegenliber der Kinstlersozialkasse erklart, dass seine Befreiung
von der Versicherungspflicht mit Ablauf der Frist enden soll.*

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

Mit dem neuen Absatz 3 wird eine Ubergangsregelung fiir Versicherte eingefiigt, die bis zum

31. Dezember 2022 von der Krankenversicherungspflicht befreit wurden oder werden; sie blei-
ben auch weiterhin von der Versicherungspflicht befreit. Allerdings soll die in § 6 Absatz 1 neu
geregelte Sechsjahresfrist, auch fir diese Versicherten gelten, indem sie innerhalb dieser Frist



wahlen kénnen, ob sie dauerhaft von der Versicherungspflicht befreit bleiben wollen, oder ob

die Befreiung von der Versicherungspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung nach Ende
des Sechsjahreszeitraums enden soll.

Mit Absatz 1 wird zudem eine Ubergangsvorschrift aufgehoben, die zeitlich Uberholt ist.

12. § 56b KSVG wird aufgehoben.

Die Ubergangsvorschrift regelte vergangene Sachverhalte und ist zeitlich Giberholt.




	Schriftliche Stellungnahme Künstlersozialkasse 
	Stellungnahme 
	Artikel 17 – Änderung des Künstlersozialversicherungsgesetzes 
	1. § 5 Absatz 1 Nummer 5 KSVG wird wie folgt gefasst: 
	2. § 6 Absatz 2 KSVG wird wie folgt geändert: 
	3. In § 10 Absatz 1 Satz 1 KSVG wird die Angabe „§ 7“ durch die Angabe „§ 6 oder § 7“ ersetzt. 
	4. In § 10a Absatz 1 Satz 1 KSVG wird die Angabe „§ 7“ durch die Angabe „§ 6 oder § 7“ ersetzt. 
	5. § 12 Absatz 3 Satz 2 KSVG wird wie folgt gefasst: 
	6. § 13 KSVG wird wie folgt geändert: 
	7. § 18 KSVG wird wie folgt gefasst: 
	8. § 24 wird wie folgt geändert: 
	9. § 30 KSVG wird wie folgt gefasst: 
	10. In § 45 KSVG werden nach der Angabe „§ 80“ die Wörter „sowie die §§ 83 bis 86“ eingefügt und wird das Wort „gilt“ durch das Wort „gelten“ ersetzt. 
	11. § 56a KSVG wird wie folgt geändert: 
	12. § 56b KSVG wird aufgehoben. 




